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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

17.04.2018 

Geschäftszahl 

Ra 2018/08/0038 

Betreff 

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Bachler und den Hofrat 
Dr. Strohmayer als Richter sowie die Hofrätin Dr. Julcher als Richterin, unter Mitwirkung des Schriftführers 
Mag. Sinai, über die Revision der Dr. S S in Wien, vertreten durch Dr. Martin Brenner und Dr. Martin Klemm, 
Rechtsanwälte in 1050 Wien, Wiedner Hauptstraße 120- 124/5.1, gegen das Erkenntnis des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 18. Jänner 2018, Zlen. W126 2109543-1/20E, W126 2109546-1/20E, 
W126 2109547-1/22E, W126 2109550-1/20E, betreffend Beitragszuschlag nach dem ASVG (belangte Behörde 
vor dem Verwaltungsgericht: Niederösterreichische Gebietskrankenkasse), den Beschluss gefasst: 

Spruch 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung 

     1 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulässig, wenn 
sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das 
Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt 
oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht 
einheitlich beantwortet wird. 

     2 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des 
Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit 
Beschluss zurückzuweisen. 

     3 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulässigkeit der Revision 
gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht 
gebunden. Die Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der 
Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu 
überprüfen. 

     4 In den gemäß § 28 Abs. 3 VwGG gesondert vorzubringenden Gründen ist konkret auf die vorliegende 
Rechtssache bezogen aufzuzeigen, welche Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung der 
Verwaltungsgerichtshof in einer Entscheidung über die Revision zu lösen hätte und in welchen Punkten die 
angefochtene Entscheidung von welcher Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht bzw. konkret 
welche Rechtsfrage dieser uneinheitlich oder noch nicht beantwortet hat. Dabei hat der Revisionswerber konkret 
darzulegen, dass der der gegenständlich angefochtenen Entscheidung zugrunde liegende Sachverhalt einer der 
von ihm ins Treffen geführten hg. Entscheidungen gleicht, das Verwaltungsgericht im gegenständlichen Fall 
dennoch anders entschieden hat und es damit von der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 
abgewichen ist, wobei die bloße Wiedergabe von Rechtssätzen zu verschiedenen hg. Entscheidungen nicht 
ausreicht. Ebenso reicht auch die bloße Nennung von hg. Entscheidungen nach Datum und Geschäftszahl, ohne 
auf konkrete Unterschiede in dieser Rechtsprechung hinzuweisen, nicht aus (VwGH 29.3.2017, 
Ra 2017/05/0024 bis 0030, mwN). 

     5 In Bezug auf das Gebot der gesonderten Darstellung der Gründe nach § 28 Abs. 3 VwGG weist der 
Verwaltungsgerichtshof in ständiger Rechtsprechung darauf hin, dass diesem Gebot nicht schon durch nähere 
Ausführungen zur behaupteten Rechtswidrigkeit der bekämpften Entscheidung oder zu den Rechten, in denen 
sich der Revisionswerber verletzt erachtet, Genüge getan wird. Diesem Gebot wird daher insbesondere dann 
nicht entsprochen, wenn die zur Zulässigkeit der Revision erstatteten Ausführungen der Sache nach 
Revisionsgründe (§ 28 Abs. 1 Z 5 VwGG) darstellen oder das Vorbringen zur Begründung der Zulässigkeit der 
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Revision mit Ausführungen, die inhaltlich (bloß) Revisionsgründe darstellen, in einer Weise vermengt ist, dass 
keine gesonderte Darstellung der Zulässigkeitsgründe im Sinne der Anordnung des § 28 Abs. 3 VwGG vorliegt 
(VwGH 23.5.2017, Ra 2017/05/0041, mwN). 

     6 Die Revisionswerberin hat die Zulässigkeitsgründe nicht gesondert dargestellt, sondern im Rahmen der 
Revisionsbegründung diverse inhaltliche Rechtswidrigkeiten geltend gemacht. Mit dem dort enthaltenen 
Hinweis auf eine - offenbar missverstandene - einkommensteuerrechtliche Rechtsprechung zu einer behaupteten 
Eigenschaft einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts als Dienstgeberin  iSd § 47 Abs. 1 zweiter Satz EStG 1988 
vermag die Revisionswerberin keine Abweichung zur sozialversicherungsrechtlichen Rechtsprechung 
aufzuzeigen, wonach nicht die Gesellschaft bürgerlichen Rechts, sondern deren einzelne Gesellschafter 
Dienstgeber iSd § 35 Abs. 1 ASVG sind (VwGH 18.6.1991, 90/08/0197 VwSlg 13457 A; 17.11.2004, 
2002/08/0261). 

     7 In der Revision werden keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG 
grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision war daher zurückzuweisen. 

Wien, am 17. April 2018 
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